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Nach der Bundestagswahl: Chance für queerpolitischen Aufbruch
ergreifen
Nur eine Koalition akzeptabel, die Lähmung der letzten Legislatur überwindet

Anlässlich des Ergebnisses der Bundestagswahl erklärt Henny Engels, Mitglied im

Bundesvorstand des Lesben- und Schwulenverbandes (LSVD):

Der Lesben- und Schwulenverband (LSVD) gratuliert Olaf Scholz zum Sieg bei der

Bundestagswahl. Der Ausgang der Wahl bietet eine große Chance für die Verbesserung der

Rechte von LSBTI. Der Zugewinn an Stimmen für SPD, Grüne und FDP zeigt auch, dass

sich die Wähler*innen eine queerpolitisch progressive Regierung wünschen. Wir fordern eine

Regierungsbildung, die nach der Lähmung der letzten Legislatur nun die Chance für einen

queerpolitischen Aufbruch ergreift, und erwarten, dass Grüne, FDP und SPD ihre queerpolitischen

Wahlversprechen [https://www.lsvd.de/de/ct/5020-bundestagswahl-was-wollen-die-parteien-fuer-

lesben-schwule-bisexuelle-trans-und-intergeschlechtliche-menschen-erreichen]  umsetzen. Für

uns ist nur eine Koalition akzeptabel, die zeitnah einen wirklichen Wechsel bringt.

SPD, FDP und Grüne sind sich bei einer Politik für Akzeptanz und gleiche Rechte weitgehend

einig. In einem ebenfalls möglichen Bündnis mit der Union dürfen FDP und Grüne

Hoffnungen der Community nicht enttäuschen. Beide Parteien haben mit ihren Antworten

auf unsere Wahlprüfsteinen große Erwartungen geweckt. Gemeinsam müssten sie gegen

die Blockadehaltung der Union kämpfen, um in Verhandlungen queerpolitische Vorhaben

durchzusetzen.

Ein Nationaler Aktionsplan gegen LSBTI-Feindlichkeit, der explizite verfassungsrechtliche

Diskriminierungsschutz in Artikel 3 des Grundgesetzes, eine Reform des Abstammungsrechts

für Regenbogenfamilien sowie die Ersetzung des demütigenden Transsexuellengesetzes (TSG)

durch eine menschenrechtskonforme Anerkennung geschlechtlicher Selbstbestimmung [https://

www.lsvd.de/de/ct/6417-statt-reform-transsexuellengesetz-tsg-abschaffen-und-durch-ein-

selbstbestimmungsgesetz-ersetzen]  wären wichtige Vorhaben mit queerpolitischer Signalwirkung.

Auch andere Missstände lassen kein Zuwarten und Zaudern zu. LSBTI-Flüchtlinge müssen unter

entsetzlichen Bedingungen und unter ständiger Bedrohung durch Anfeindungen und Gewalt

in Lagern an EU-Außengrenzen ausharren. Hier braucht es ein sofortiges und großzügiges

Aufnahmeprogramm für diese besonders vulnerablen Gruppen.

Der LSVD+ – Verband Queere Vielfalt e.V. ist ein Bürgerrechtsverband und vertritt die

Interessen und Belange von Lesben, Schwulen, Bisexuellen, trans- und intergeschlechtlichen

Menschen (LSBTI).
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Gleiche Rechte, Vielfalt und Respekt – wir wollen, dass LSBTI als selbstverständlicher Teil

gesellschaftlicher Normalität akzeptiert und anerkannt werden.
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